
Bundessozialgericht
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Verkündet

am 46° August 4975

Regierungsobersekretär ’
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheü

Klägerin und Revisionsbeklagtev

g e g e n

Landesversicherunqsanstalt Freie und Hanse=
stadt Hamburg? Hamburg 593 Uberseering 403

Beklagte und Revisionsklägerina

Das Bundessozialgerichte 4„ Senat? hat auf

die mündliche Verhandlung vom 460 August

4975 hin durch seine Richter '
P e n q u i t t —Vorsitzender »?
Dr° E c k e r und M ü l l e r und die

ehrenamtlichen Richter Dr„ R e u‚ß und

B e n e d y c 2 u k

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Hamburg

vom 45° September 4972 wird aufgehoben„

Der Rechtsstreit wird an das Lendessozial—

gericht zurückverwieseno'
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Die Klägerin — geboren 1942 — ist ungelernte Arbeiterino

Ihre Erwerbsfähigkeit ist vornehmlich wegen Verschleiß—

erscheinungen der Wirbelsäule? arthrotischer Veränderungen

beider Hüft— und Kniegelenke und einer eingeschränkten

Greiffähigkeit der Finger ihrer linken Hand herabgesetzt°

Infolgedes$en vermag sie nur noch leichte körperliche

Arbeiten bei einem Wechsel von Stehen und Sitzen für fünf

bis sechs Stunden täglich auszuüben° Einer Belastung

durch zeitgebundenes Arbeiten wie im Akkord oder an Fließ—

bändern und Automaten soll sie nicht ausgesetzt werden°

Den Antrag auf Bewilligung der Rente wegen Erwerbsunfähig—

keit lehnte die beklagte Landesversicherungsanstalt (LVA)

ab„ Der dagegen erhobenen Klage haben Sozialgericht (SG)

und Landessozialgericht (LSG) stattgegebenc Das Berufungs—

gericht hat den der Klägerin verbliebenen Bereich von

Erwerbstätigkeiten als noch zusätzlich dadurch eingeengt

gesehen? daß die Klägerin für Beschäftigungen im Dienst—
léistungssektor ausfallen Reinigungs— und handwerklichen
Obliegenheiten könne sie nicht nachkommen, weil sie den

dabei anfallenden Anstrengungen nicht gewachsen sei und

weil sie sich auch nicht häufig bücken dürfe° Verwaltungs—

und Bürofunktionen könne sie als gewerbliche Arbeiterin
'mangels ent5prcchender Fertigkeiten und Kenntnisse nicht

ausfülleno Für einen Einsatz in der industriellen Ferti—„

_gung fehle es ihr an dem nötigen Konzentrations— und Re;

aktionsvermögén sowie an Handgeschick und körperlicher
Belastbarkeito * Aus Stellungnahmen der Bundesanstalt

für Arbeit und des örtlichen Arbeitsamtes sei zu ent«
nehmen„ daß für die Klägerin unter diesen Bedingungen

ein geeigneter Arbeitsplatz nicht zur Verfügung steheo

Im übrigen seien zur Zeit weder von der Bundesanstalt

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


für Arbeit noch von anderen Stellen diejenigen Angaben

zu erhalten„ welche die Feststellung erlaubten daß der

für die Klägerin in Betracht kommende Teilzeitarbeits—
markt praktisch offen oder verschlossen seio Das vom
Großen Senat (GS) des Bundessozialgerichts (BSG) für

die Relation der vorhandenen Teilzeitarbeitsplätze zu den
Interessenten (75:400) geforderte Zahlenmaterial sei

nicht zu erhalten„

Die Beklagte hat Revision eingelegt° Sie beantragt„ die
vorinstanzlichen Urteile aufzuheben und die Klage abzu—

weisen7 hilfsweise„ den Rechtsstreit an das Berufungsge—

richt zurückzuverweisen° Sie beanstandet9 daß das Beru—

fungsgericht sich mit Auskünften der Bundesanstalt für

Arbeit und des örtlichen Arbeitsamtes begnügt habe„

obgleich es diesen Erklärungen entnehmen mußte‚ daß von

den genannten Stellen verwertbare statistische Unterlagen

und sonstige Hinweise vorerst nicht zu bekommen seien.)

Das Vorgehen des LSG laufe für Fälle der vorliegenden

Art auf einen völligen Verzicht jedweder Sachaufklärung

hinaus° Das Berufungsgericht hätte sich — auch im Hin—

blick auf die Rechtsprechung anderer Senate desselben

LSG — zu weiteren Ermittlungen gedrängt fühlen müssen„

Es sei ungeklärt geblieben, wieso der Klägerin nicht

noch das gesamte Gebiet gelerblicher und industrieller

Fertigung und vor allem die Einstellung in größeren

Kaufhäusern offen geblieben sei„ Andere Urteile des LSG

legten den Gedanken nahe an leichte Pack— und Sortier—

arbeiten‚ das Abzeichnen von Waren mit Preisschildern‚

das Stanniolieren von Schokoladenwaren und ein Wirken

in verschiedenen Zweigen der Nahrungsmittelindustrie°

Die Revision der Beklagten ist begründet°
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Das LSG durfte sich bei der Ermittlung des Vorkommens
von Teilzeitarbeitsgelegenheiten nicht mit den — für
die hier in Rede stehenden Belange inhaltslosen — Br—

klärungen der Arbeitsverwaltung begniigen° Dies war we—
der rechtlich angängig noch vom Tatsächlichen her ange—
bracht„ Ein — aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr

voll einsatzfähiger — Versicherter ist nicht schon des—

halb berufsunfähig oder erwerbsunfähig (@ 1246 Abs„ 29
5 4247 Abs„ 2 der Reichsversicherungsordnung —RVO—)v

weil die Arbeitsbeschaffung für ihn auf Schwierigkeiten

stößto Für die Abgrenzung der Verantwortlichkeiten von
Arbeitslosenversicherung und Rentenversicherung hat der

GS des BSG (BSG 509 4679 192)
— wie nicht übersehen

werden darf — mit einer erheblichen Quote von Dauer—

arbeitslosigkeit gerechnet° Der Arbeitsmarkt gilt

"praktisch" erst als "verschlossen"9 wenn das Verhältnis

der in Betracht kommenden Teilzeitarbeitsplätze zur
Zahl der Interessenten für solche Beschäftigungen un—

günstiger ist als 75:100 (BSG aa0°)o Damit hat der GS

einen Verhältniswert genommen, der "eindeutig außerhalb

des Bereichs der Arbeitslosigkeit liegt" (BSG BO„ 484)o
Diese Voraussetzung bezieht sich auf materielles Recht°

Daß das Verhältnis von Teilzeitarbeitsplätzén zu Interes—

senten der Bundesanstalt für Arbeit bekannt ist oder

bekannt sein muß oder nur von ihr gekannt sein kann„

ist jedoch nicht einem Satz des materiellen Rechts zu
entnehmen“ Infolgedessen spricht keine Vermutung dafür?

daß es Teilzeitarbeitsplätze nicht gibt? wenn die

Bundesanstalt für Arbeit darüber keine sichere Auskunft

geben kann° Auch in den genannten Beschlüssen des GS
ist gegenteiliges nicht ausgesprochene Vielmehr hat
dieser eigens durch EntscheidungSSätze (jeweils Ent—

scheidungssatz Nr„ 6) hervorgehoben? daß es nicht
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a l l g e m e i n zulässig ist7 die Ermittlungen über

das Vorhandensein von Teilzeitarbeitsplätzen auf Anfragen

an die Arbeitsverwaltung zu beschränken° Von ihr kann
wohl in erster Linie Sachkunde erwartet werden (BSG 509

180)‚ nicht aber schon jetzt bereites und ausgewertetes

Zahlenmaterial der verlangten Art° Notwendig sind daher

weitere Erkenntnisquellen7 insbesondere Statistiken

(aaO‚ 480? 488)„ Über diese verfügt am ehesten und um—
fassendsten das Statistische Bundesamt (so dessen aus—

Adrücklu Mitte vom 90804975 auf Anfrage des Senats)°

Der GS war sich bewußt, daß bei den Instanzgerichten die

>von ihm geforderten Nachforschungen über den Bestand von
Teilzeitarbeitsplätzen mit erheblichen Schwierigkeiten

und großem Zeitaufwand verbunden sein würden, dennoch

erschienen sie ihm nicht unzumutbar oder gar unmöglich

(aaO 182)„

Zur Durchführung und Konkretisierung der Beschlüsse des

GS hat der erkennende Senat in dem in BSG SozR Nr„ 24

zu 5 1247 RVO veröffentlichten Urteil (vgl„ auch BSG

Urteil vom 29„_Februar 1972 — 4 RJ 517/77 — Breithaupt

19727 754) Beweismittel und —methoden angeführt? mit

_deren Hilfe die Aufhellung des Teilzeitarbeitsmarktes

versucht werden kann (dazu — zustimmend — Maier? Die

Sozialgerichtsbarkeit 4975, 84)„ Die Erschließung und

Nutzung zusätzlicher Beweisquellen ist unentbehrlich

(dazu der GS des BSG 50‚ 20537 solange die Arbeitsver—
waltung nicht in der Lage ist9 positive Informationen

über das Vorkommen und die Eigenheiten von Teilzeitar—

beitsplätzen zu liefern° Dies gilt um so mehr? als die

Arbeitsverwaltung selbst auf dem Gebiet? das zu ihrer

ausschließlich eigenen Aufgabe gehört (55 49 6 des
Arbeitsförderungsgesetzes —AFG—)9nämlich der Zusammen—
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führung von Arbeitsuchenden und Arbeitgebern zur Be—

gründung von Arbeitsverhältnissen‚ nicht einmal zu

rund 40 VOH° aller Fälle eingeschaltet ist (Mitteilungen

aus der Arbeitsmarkt— und Berufsforschung (MittAB) 49709

274)„ Gerade Teilzeitbeschäftigte werden außerhalb der

amtlichen Vermittlung mit Erfolg angeworben (Eckert7

Teilzeitarbeit — Tatbestände und Tendenzen, in: Berichte

des Deutschen lndustrieinstituts7 Jahrgang 6 (4972)

Nro 6 80 25; Maier aaO)° Deshalb ist damit zu rechnen‚ daß

die Arbeitsverwaltung nicht den vollen und einheitlich

‚gleichen Überblick über alle Erscheinungsweisen von Teil—

—zeitbeschäftigungen hate Insbesondere ist zu erwägen?

.daß ältere5 leistung3geminderte Frauen — die Klägerin

zählt zu ihnen — mit ihrem Angebot einer Teilzeitarbeit

auf eine Nachfrage stoßen? die sich weniger der Vermitt—

lung durch das Arbeitsamt bedient„ Als Arbeitgeber kommen

dafür private Personen? Organisationen ohne Erwerbscha-

rakter7 Klein— und Kleinstbetriebe ebenso wie die von

der Beklagten angeführten Stellen wie Kaufhäuser‚ Ein—

zelhandelsgeschäfte, in Betracht° (Dazu: Alex/Ménzen—

werth/Pohl‚ Teilzeitbeschäftigung bei männlichen Arbeits—

kräften, Gutachten? Köln 4974, 46; ebenso das StatiSti—

sche Bundesamt gegenüber dem Senat am 9„804975)„ Auch

dürfte der Dienstleistungssektor nicht mit dem Hinweis

auf Reinigungs— und hauswirtschaftliche Wirkungsfelder
abschließend behandelt sein° — Das Lebensalter der Klä-

gerin steht nicht schlechthin der Annahme ehtgegen„ daß

sie noch am Erwerbsleben teilnehmen könnte° Nach den Er—

gebnissen des Mikrozensus vom April 4966 waren Frauen

im Alter von 60 bis 65 Jahren noch zu 2474 VDH° erwerbs—

tätig (Wirtschaft und Statistik Heft 40/4968 80 498)„

Es hätte mithin nahegelegen9 weitere Ermittlungen anzu—

stellen5 so die‚ welche in den erwähnten Urteilen des

...?...
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erkennenden Senats aufgeführt sind und auch solche? auf

die die Beklagte hingewiesen hate Ferner wären Unterneh—

mungen — und deren Verband « zu befragen, die sich Spe—

ziell mit der Vergabe von Teilzeitarbeiten befassen° Zu

bedenken bleibt freilich„ daß es im Zusammenhang mit den

Tatbeständen der Berufsunfähigkeit und der Erwerbsunfähig—

keit für die Feststellung des offenen oder verschlossenen

Teilzeitarbeitsmarktes regelmäßig auf Querschnittswerte

ankommt; Solche Werte werden nicht bloß durch Einzeler—
hebung zu erhalten sein, wiewohl auch Teilergebnisse ver—

allgemeinernde Schlüsse rechtfertigen können„ Deshalb

ist an ihnen nicht vorbeizugehen„ Wertvolle Ansätze für

die Erhebung durchschnittlicher typischer Erscheinungen

versprechen nicht zuletzt die Meldungen und Daten? die

nach der Datenerfassungs—Verordnung (DEVO) vom 24„ November
1972 (BGBl I 2159)'für die Träger der Sozialversicherung ‘

und die Bundesanstalt für Arbeit zu sammeln sind und
Nachweise nicht nur über Geburtsdatum‚ Besbhäftigungszeit‚

Bruttoarbeitsentgelt„ Rentenbezug‚ Mehrfachbeschäftigung

sondern auch Angaben zur Tätigkeit, insbesondere zur Stel—

lung im Beruf und zur Ausbildung‚ enthalten und über die

Anzahl der wöchentlichen Arbeitsstunden Auskunft geben .

(in Gestalt von Sehlüsselzahlen nach dem amtlichen Schlüs—

selverzeichnis der BA i„V„m° @ 102 Abs; 4 AFG? unterschie—

den nach mehr oder weniger und bis zu 20 Wochenstunden;

dazu Petersen‚ Daten für die Bundesanstalt für Arbeit im.

DEVO/DÜVO—Meldeverfahren9 BArbBl° 49739 49)„ Selbstvere
ständlich ist nicht schon aus diesem Zahlenwerk allein

ein — für den hier rechtlich geforderten Zusammenhang ?

unmittelbar verwertbares, fertiges Bild zu erwarten„

Selbst die auf diesen Unterlagen aufbauenden Forschungs—

ergebnisse werden die Wirklichkeit der Teilzeitbeschäf—

tigungen7 insbesondere im privaten Bereich‚ nicht voll

—8—
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ausschöpfen° Aber es sind konkrete und durchgängig

gültige Resultate zu erhoffen° Darüber9 wie zu ver—
läßlichen generellen Daten zu gelangen ist‚ zB im

Wege einer Reihenuntersuchung‚ und sei diese auch nur

auf ein planmäßiges, methodisch ausgewähltes Stich—

probenverfahren reduziert„ wird sich der Berufungs—

richtere wenn er nicht ausnahmsweise über die eigene

Sachkunde verfügen sollte7 des Rats von Sachverstän—

digen — namentlich aus dem Kreis der Statistik‚ der

Volkswirtschaft und/oder der Soziologie — bedienen

müssen° Es kann also angebracht sein? bereits vor der

Einleitung von entsprechenden Maßnahmen sich über

Möglichkeiten und Aussichten sachverständig informieren

zu lassen° Diese Information sollte sich auch darauf

erstrecken9 ob die bisher angewandten Ermittlungsteché

niken in bezug auf die aufzuhellenden Sachverhalte

untauglich waren‚ sei es, daß die Nachforschungen nicht

intensiv genug vorangetrieben oder daß irrelevante

Zahlenverhältnisse miteinander verglichen wurden oder

daß der Untersuchungsgegenstand von vornherein zu

weit bzw° zu eng angenommen wurde? zB indem man ihn

auf Betriebe bestimmter Größe oder einer Mindestzahl

von Teilzeitbeschäftigten beschränkte° Ohne ein sach»

angepaßtes Beweisvorgehen fehlt es an der Gewähr für

eine wirklichkeitsgemäße Erkenntnis der in Streitfal—

len wie diesem entscheidungserheblichen Tatsachen„

Den Vorstellungen des G8 ist mit gebräuchlichen Be—
weismitteln und —methoden allein nicht beizukommen„

Es geht bei dem Verschlossensein des Arbeitsmarktes

— so wie der GS dieses Kriterium gesehen und beschrie—

ben hat — um generelle Tatsacheno Diese Fakten liegen

im Zwischenfeld zwischen abstrakter Rechtsnorm und

zu subsumierender Einzeltatsache° Die Rechtsnorm ist

offen° Der Gesetzgeber hat in den Vorschriften der

_ 9 _
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55 1246 und 4247 EVO Probleme angerührt‚ ohne sie zu
lösen„ Diese Gesetzeslage entbindet nicht von der Pflicht
der Rechtsanwendung„ Der Richter muß die Norm wie der

Gesetzgeber erarbeiten; denn die Rechtsnorm setzt die

Kenntnis komplexere undurchsichtiger Verhältnisse vor—

aus° Um sie anwenden zu können„ muß die — den Normtat—

bestand ausfüllende —Wirklichkeit_erst noch ergründet

werden„ Dabei wird die Mithilfe anderer Wissenschaften,

besonders der Sozialwissenschaftena geboten sein„ Dies

fällt zwar aus dem Rahmen des Üblichen‚ ist aber nicht

neue So hat die Rechtsprechung der obersten Gerichte z„B°

demoskopische Gutachten als zulässige Beweismittel längst

anerkannt° (Zu Vorstehendem: Teubnerg8tandards und

Direktiven in Generalklauseln9 1971‚ bes„'40‚ 679 79 fo;

Philippit Tatsachenfeststellungen des Bundesverfassungs—

gerichts, 1974; Nauckev Über die juristische Relevanz

der Sozialwissenschaften,‘4972‚ 42 ff„; Benda‚ Demoskopie

und Recht‚ JZ 4972„ 497; vgl° auch BGH NJW 4966‚ 504„

505; Limbachin Festschrift für E„E„ Hirsch, 4968„ 77„)
Werden die normimmanenten Lebensvorgänge nicht erforscht

und nicht angemessen richtig gewertet‚ bleibt die von
dem GS gezogene Grenze zwischen den Verantwortlichkeiten

der Rentenversicherung und der Arbeitslosenversicherung

eine Leerformelo Nur wenn das Gesetz und seine Anwendung

mit der Lebenswirklichkeit in Einklang gebracht werden‚

können die mit dem Gesetz verfolgten Ziele erreicht

werden°

Dem erkennenden Senat ist bekannt„ daß die — vom GS vor—

ausgesehenen‚ aber in Kauf genommenen (aaO‚ 482) — Schwie—

rigkeiten bei der Aufhellung des Teilzeitarbeitsmarktes

und bei der Erprobung neuer Beweiswege Bedenken bei einem

Teil der Tatsachenrichter au8gelöst haben‚ insbesondere

wegen des zeitlichen und finanziellen Aufwands° Dieses

Unbehagen vor dem Begehen der — durch die Entscheidungen
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des GS vorgegebenen — neuen Wege kommt in Urteilen

der Tatsachengerichte, gelegentlich auch in Veröffent—

lichungen zum Ausdruck„ Das erscheint auf den ersten

Blick verständlich; sind doch sowohl die Erkenntnisse

des GS als auch die daraus unerläßlich resultierenden

Überlegungen des erkennenden Senats neuartigo Die
Kritiker an der Rechtsprechung des erkennenden Senats

haben sich jedoch nicht die Tragweite dessen verge—
genwärtigt‚ was der GS mit der Beschreibung des Merk—
méls “praktisch verschlossener Arbeitsmarkt" einge—

leitet hat° Es darf auch nicht übersehen werden?

daß das Rvisionsgericht hinsichtlich der Sachauf—

klärung nur Möglichkeiten anbieten kann und es dem

Tatsachengericht_überlassen muß, diese — und weitere —

zu erproben und auf etwaige Ergebnisse hin zu unter—

suchen„ Dürfte oder wollte das Revisionsgericht nur

das aufzeigen.> was sicheren Erfolg verspricht‚ dann

müßte es zuvor selbst Ermittlungen anstelleno Das

aber ist nicht, jedenfalls nicht in erster Linie sei—

ne Aufgabe° Sollten die Tatsachengerichte belegen,

daß die gegebenen Hinweise effektiv nicht zu dem

Ergebnis, das der GS angestrebt hat und das es zu}

realisieren gilt‚ geführt haben oder führen können?

müßten neue Erkenntnisse zur Beurteilung der Berufs—

unfähigkeit und Erwerbsunfähigkeit gesucht werden;

Damit der Sachverhalt weiter aufgeklärt werden kann‚

ist das Berufungsurteil aufzuheben und der Rechts—

streit an das LSG zurückzuverweisena
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